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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung der Artikel 33, 
34 und 35 des in Bonn am 26. Mai 1952 Unterzeichneten Vertrages 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland (Truppenvertrag) 
und des Artikels 3 des am gleidien Tage Unterzeichneten Ab- 
kommens über die steuerliche Behandlung der Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Fassung des in Paris am 23. Oktober 1954 
Unterzeichneten Protokolls über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland 
(Truppenzollgesetz) 

- Drudksache 1416 - 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig: 


Der Finanz- und Steuerausschuß hat den ihm 
überwiesenen Entwurf in seiner Sitzung am 
15. September 1955 unter Zuziehung interessierter 
Mitglieder des Ausschusses für Außenhandelsfra- 
gen beraten. 


A. Allgemeines 

1. Die Artikel 33, 34 und 35 des Truppenvertra- 
ges regeln die Rechte und Pflichten der in der 
Bundesrepublik stationierten ausländischen Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in zoll-, verbrauch- 
steuer- und umsatzsteuerrechtlicher Hinsicht. Das 
Truppenzollgesetz soll entsprechend die Rechte 
und Pflichten der deutschen Bevölkerung regeln, 
die mit den Streitkräften und ihren Mitgliedern in 
oft sehr nahe wirtschaftliche und persönliche Be- 
ziehungen tritt. Hierfür war in der bisherigen Ge- 
setzgebung eine ausdrückliche Regelung nicht vor- 
handen. Dies hat sich als erheblicher Mangel er- 
wiesen, der bisher nur mit Hilfe der Recht- 
sprechung notdürftig überbrückt werden konnte. 
Durch das Truppenzollgesetz sollen nunmehr der 
deutschen Bevölkerung klare Regeln für ihr Ver- 
halten zu den Streikräften und ihren Mitgliedern 


in zoll-, verbrauchsteuer- und umsatzsteuerrecht- 
licher Hinsicht gegeben werden. Das Gesetz soll 
außerdem den Zoll-, Steuer- und Wirtschaftsbehör- 
den die Handhaben geben, um die wirtschaftlichen 
Beziehungen zu den Streitkräften in klarer Weise 
zu regeln. Dies ist insbesondere deshalb notwen- 
dig, um mit vielen in der langen Besatzungszeit 
eingewurzelten Übungen aufzuräumen, die nicht 
im deutschen Interesse liegen. 

Über die Durchführung der Artikel 33 bis 35 des 
Truppenvertrages im einzelnen haben seit länge- 
rer Zeit Verhandlungen mit Vertretern der drei 
Mächte stattgefunden. Dabei sind gemeinsam ein- 
gehende Regelungen vereinbart worden, die zum 
großen Teil in das Truppenzollgesetz eingearbeitet 
worden sind. 

2. Der Entwurf ist in folgende Abschnitte ge- 
gliedert: 

I. Gestellung von Waren, die aus dem Besitze 
der Streitkräfte oder ihrer Mitglieder stam- 
men, 

II. Abgabenrechtliche Behandlung von Waren, 
die aus dem Besitze der der Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder stammen, 
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III. Abgabenbegünstigte Lieferung von Waren 
an die Streitkräfte und ihre Mitglieder im 
Zollgebiet, 

IV. Erleichterte Zollbeförderung von Waren der 
Streitkräfte im Anschluß an die Verbrin- 
gung ins Bundesgebiet oder an ein Zoll- 
anweisungsverfahren, 

IVa. Umsatzsteuerrechtliche Bestimmungen, 

V. Bestimmungen über den Streitkräften gleich- 
gestellte Organisationen und Unternehmen 
sowie deren Angestellte, 

VI. Schlußvorschriften. 


B. Die Abschnitte im einzelnen 

3. Abschnitt I des Entwurfs dient vor allem dem 
Zweck, der deutschen Bevölkerung klare Regeln 
für ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu den 
Streitkräften und ihren Mitgliedern zu geben. Ins- 
besondere wird durch die Bestimmungen dieses 
Abschnittes klargestellt, wann Waren, die ein In- 
länder von den Streitkräften oder ihren Mitglie- 
dern erhält, beim Zollamt zu gestehen sind. 

Diese Gestellungspflicht wurde bisher von der 
Rechtsprechung dadurch begründet, daß die Fik- 
tion aufgestellt wurde, die Besatzungsmächte und 
ihre Angehörigen befänden sich außerhalb des 
deutschen Zollgebiets. Der Erwerb von Waren aus 
ihrer Hand löse deshalb für den Erwerber die 
gleiche Gestellungspflicht aus wie die Einfuhr von 
Waren über die Zollgrenze. Diese Fiktion ist je- 
doch nach den Bestimmungen des Truppenvertra- 
ges nicht mehr haltbar. Die Pflicht zur Gestellung 
dieser Waren muß deshalb durch Gesetz ausdrück- 
lich ausgesprochen werden. Das Fehlen einer der- 
artigen Vorschrift würde die Bekämpfung illegaler 
Geschäfte, die mit dem Stichwort „Besatzungs- 
schmuggel“ gekennzeichnet werden, so erschweren, 
daß erhebliche wirtschaftliche und steuerliche 
Schädigungen zu befürchten wären. 

Im Abschnitt I werden außerdem die Voraus- 
setzungen der Gestellungspflicht eindeutig um- 
schrieben. Dies ist im Interesse der Rechtssicher- 
heit besonders dringlidi, weil hierüber im Schrift- 
tum sehr unterschiedliche Ansichten vertreten 
werden. 

Durch Abschnitt I des Entwurfs soll schließlich 
gewährleistet werden, daß in Fällen, deren Erledi- 
gung nach den bisherigen Bestimmungen zu um- 
ständlich war und häufig zur Kritik in der Öffent- 
lichkeit Anlaß gab, die erforderlichen Erleichte- 
rungen und Befreiungen eintreten, z. B. bei der 
Zollbehandlung von Küchenabfällen, von tafelfer- 
tigen Speisen in Verpflegungseinrichtungen der 
Streitkräfte und von Geschenken. 

4. Abschnitt II des Entwurfs ist vor allem von 
Bedeutung für solche Waren aus dem Besitze der 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder, bei denen nicht 
geklärt werden kann, ob sie Zollgut oder Freigut 


sind. Im Zweifel sollen diese Waren als Zollgut be- 
handelt werden, da sie in der Regel auch Zollgut 
sein werden. Außerdem soll die einheitliche Be- 
handlung aller aus dem Besitze der Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder stammenden Waren sicher- 
gestellt werden ohne Rücksicht darauf, ob sie sich 
vor oder nach dem Inkrafttreten des Truppenver- 
trages in deren Besitz befanden. 

5. Abschnitt III des Entwurfs regelt die abgaben- 
begünstigte Lieferung von Waren an die Streit- 
kräfte und ihre Mitglieder im Zollgebiet. Der Ab- 
schnitt dient insbesondere der Erläuterung des 
sehr allgemein gehaltenen Grundsatzes in Art. 34 
Abs. 2 Satz 2 des Truppenvertrages, wonach 
Waren, die von den Streitkräften gegen Zahlung 
in der Währung ihres Heimatlandes erworben 
werden, als aus dem Bundesgebiet ausgeführt und 
durch die Streitkräfte eingeführt behandelt 
werden. 

Von wesentlicher Bedeutung sind außerdem die 
Vorschriften über die Zollveredelung von Waren 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder (§ 14) und 
über die Versorgung der Streitkräfte mit Mineralöl 
(§ 17), worüber der Truppenvertrag keine vollstän- 
digen Regelungen enthält. 

6. Abschnitt IV regelt das Verfahren bei der ab- 
gabenbegünstigten Einfuhr von Waren durch die 
Streitkräfte und macht den beteiligten Transport- 
unternehmer haftbar für die richtige Ablieferung 
der Waren an die empfangsberechtigte Dienststelle 
der Streitkräfte. Diese Bestimmung ist von Bedeu- 
tung, um die bisher nicht seltenen Fälle illegaler 
Einfuhren wirksam unterbinden zu können. 

7. Abschnitt IVa, dessen Aufnahme auf Antrag 
vom Ausschuß beschlossen wurde, enthält umsatz- 
steuerrechtliche Bestimmungen. 

Zwischen den amerikanischen Streitkräften in 
Deutschland und dem Bundesministerium der 
Finanzen war im Interesse einer sparsamen Bewirt- 
schaftung der aufzuwendenden Mittel zum Schutze 
des deutschen Preisgefüges und zur Sicherung ge- 
ordneter Verhältnisse in der deutschen Bauwirt- 
schaft ein Übereinkommen getroffen worden, daß 
eine Einschaltung der deutschen Bauverwaltung 
bei Durchführung solcher Baumaßnahmen in wei- 
testem Umfange sicherstellte. Mit Rücksicht auf 
die Einschaltung der deutschen Bauverwaltung 
war zur Vermeidung einer Verteuerung durch die 
zusätzliche Umsatzstufe vereinbart worden, daß 
Lieferungen und sonstige Leistungen an die Bau- 
verwaltung umsatzsteuerrechtlich wie unmittel- 
bare Lieferungen und sonstige Leistungen an die 
Besatzungsmacht behandelt, also umsatzsteuerfrei 
belassen werden sollten. Diese Regelung war als 
verlängerte Requisition durch das damals geltende 
Besatzungsrecht gedeckt. Der Truppenvertrag ent- 
hält eine solche Regelung nicht. Es erscheint jedoch 
wünschenswert, durch eine entsprechende gesetz- 
liche Regelung auch künftig die Einschaltung der 
deutschen Bau Verwaltungen zu ermöglichen. Dies 
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geschah am zweckmäßigsten durch die Aufnahme 
einer autonomen Regelung in den Entwurf des 
Truppenzollgesetzes. Dadurch wird auch eine An- 
gleichung an die Regelung im Offshore-Steuer- 
abkommen (Anhang Nr. 4 Abs. 6) herbeigeführt. 

Die Gewährung von Ausfuhr händler Vergütung, 
die bei der Ausfuhr dem Ausfuhrhändler neben 
der Ausfuhrvergütung gegeben wird, um ihn mit 
dem unmittelbar ausführenden Fabrikanten wett- 
bewerbsmäßig gleichzustellen, ist nach Art. 33 
Abs. 2 des Truppenvertrages nicht vorgesehen. Die 
Nichtgewährung der Ausfuhrhändlervergütung im 
Rahmen des Truppenvertrages kann bei Lieferun- 
gen an die Streitkräfte zu einer Ausschaltung des 
Handels führen, da dieser infolge der Steuerpflicht 
der Vorlieferung (Fabrikant an Händler) teurer 
anbieten muß als der unmittelbar an die Streit- 
kräfte liefernde Fabrikant. Das Offshore-Steuer- 
abkommen kennt deshalb bereits die Gewährung 
von Ausfuhrhändlervergütung neben der Gewäh- 
rung von Ausfuhrvergütung. Zur Vermeidung 
einer Diskriminierung des Handels und im Inter- 
esse einer Angleichung der truppenvertraglichen 
Regelung an diejenige des Offshore-Steuerabkom- 
mens erschien es angebracht, die Gewährung der 
Ausfuhrhändlervergütung bei Lieferungen an die 
Streitkräfte im Rahmen des Truppenvertrages 
durch Aufnahme einer autonomen Regelung in 
den Entwurf des Truppenzollgesetzes zu ermög- 
lichen. 

8. Abschnitt V betrifft die den Streitkräften 
gleichgestellten Organisationen, Unternehmungen 
und deren Angestellte. Für sie sollen insoweit, als 


sie den Streitkräften oder ihren Mitgliedern gleich- 
gestellt sind, die Regeln des Truppenzollgesetzes 
gelten. 

9. Abschnitt VI enthält die Rechtsgrundlagen 
zum Erlaß von zoll- und verbrauchsteuerrechtlichen 
Durchführungsverordnungen. Außerdem soll durch 
§ 20 Abs. 1 auch die Grundlage für den Erlaß einer 
umsatzsteuerrechtlichen Durchführungsverordnung 
geschaffen werden, um die Verabschiedung eines 
entsprechenden besonderen Gesetzes für das Ge- 
biet der Umsatzsteuer zu ersparen. Diese Durch- 
führungsverordnung ist notwendig, um die gelten- 
den umsatzsteuerrechtlichen Bestimmungen über 
die Ausfuhrvergütung den besonderen Tatbestän- 
den des Truppenvertrages anzupassen, bei denen 
eine echte Ausfuhr nicht stattfindet. 

10. Das Gesetz soll nach § 21 nicht in Berlin 
gelten, weil die Pariser Verträge dort keine An- 
wendung finden. Der Ausschuß hielt es für zweck- 
mäßig, die Berlin-Klausel in einem besonderen 
Paragraphen zu behandeln. 

Für die Frage des Inkrafttretens wurde daher 
ein neuer § 21a geschaffen. Da seit der Ablösung 
des Besatzungsstatuts ein längerer Zeitraum ver- 
strichen ist, wurde § 21a der Vorlage so abgefaßt, 
daß das Gesetz nach dem Tage seiner Verkündung 
in Kraft tritt. 

Bonn, den 17. September 1955 

Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1416 — mit den 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 15. September 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Gülich Krammig 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ausführung der Artikel 33, 34 und 35 
des in Bonn am 26. Mai 1952 Unterzeichneten Vertrages über die Rechte 
und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bun- 
desrepublik Deutschland (Truppenvertrag) und des Artikels 3 des am glei- 
chen Tage Unterzeichneten Abkommens über die steuerliche Behandlung 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Fassung des in Paris am 23. Ok- 
tober 1954 Unterzeichneten Protokolls über die Beendigung des Besatzungs- 
regimes in der Bundesrepublik Deutschland (Truppenzollgesetz) 

- Drucksache 1416 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


IVa. Umsatzsteuerrechtliche Bestimmungen 
§ 18 a 

Einschaltung von Baubehörden in Baumaß- 
nahmen der Streitkräfte 

Bei Einschaltung der Baubehörden des Bun- 
des oder der Länder in Baumaßnahmen der 
Streitkräfte sind unmittelbare Lieferungen 
und sonstige Leistungen an solche Baubehör- 
den Umsatz Steuer rechtlich wie unmittelbare 
Lieferungen und sonstige Leistungen an die 
Streitkräfte zu behandeln. 

S 18 b 

Händlervergütung 

Neben der Vergütung der Umsatzsteuer- 
vorbelastung in Höhe der Ausfuhrvergütung 
nach § 16 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 
kann unter den Voraussetzungen des Ar- 
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Entwurf 


VI. Schlußvorschriften 
§ 20 

Ermächtigungen der Bundesregierung und 
des Bundesministers der Finanzen zum Erlaß 
von Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Artikels 33 Abs. 2 
Unterabsätze b und c des Truppenvertrages 
den Umfang der Umsatzsteuervergütung und 
das Befreiungs- und Vergütungsverfahren 
entsprechend den jeweils geltenden allgemei- 
nen umsatzsteuerrechtlidien Vorschriften 
durch Rechtsverordnung zu regeln; dabei 
sind Abweichungen zulässig, die sich daraus 
ergeben, daß nach Artikel 33 Abs. 2 des 
Truppenvertrages 

a) Umsatzsteuervergütung nur nach Vereln- 
nahmung des Entgelts in der Währung 
des Heimatlandes der beteiligten Streit- 
kräfte und 

b) Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuer- 
vergütung ohne Ausfuhr des Liefergegen- 
standes 

gewährt werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes 
durch Rechtsverordnung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich- 
ten, soweit es sich nicht um Pflichten han- 
delt, die den Amtsträgern der Zollverwal- 
tung (§ 22 Reichsabgabenordnung) in die- 
ser Eigenschaft obliegen, näher zu bestim- 
men; 

2. die In diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
zu erläutern; 

3. das Verfahren zu regeln 

a) bei der In diesem Gesetz vorgeschrie- 
benen Gestellung von Waren, 

b) bei der Lieferung von Waren an die 
Streitkräfte, die ihnen gemäß Artikel 
36 des Truppenvertrages gleichgestell- 
ten Organisationen oder die Mitglieder 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

tikels 33 Abs. 2 Unterabsatz b des Truppen- 
vertrages auf Antrag Händlervergütung in 
entsprechender Anwendung des § 16 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes gewährt werden. 


VI. Schlußvorschriften 
§ 20 

Ermächtigungen der Bundesregierung und 
des Bundesministers der Finanzen zum Erlaß 
von Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Artikels 33 Abs. 2 
Unterabsätze b und c des Truppenvertrages 
und des § 18 b dieses Gesetzes den Umfang 
der Umsatzsteuervergütung und das Befrei- 
ungs- und Vergütungsverfahren entsprechend 
den jeweils geltenden allgemeinen umsatz- 
steuerrechtlichen Vorschriften durch Rechts- 
verordnung zu regeln; dabei sind Abwei- 
chungen zulässig, die sich daraus ergeben, daß 
nach Artikel 33 Abs. 2 des Truppenvertrages 
und nach § 18 b dieses Gesetzes 

a) Umsatzsteuervergütung nur nach Verein- 
nahmung des Entgelts in der Währung 
des Heimatlandes der beteiligten Streit- 
kräfte und 

b) Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuer- 
vergütung ohne Ausfuhr des Lief er gegen- 
ständes 

gewährt werden. 

(2) unverändert 
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der Streitkräfte, soweit dabei die in 
Artikel 33 Abs. 1 und Artikel 34 Abs. 2 
Satz 2 des Truppenvertrages, in Artikel 
3 des Abkommens über die steuerliche 
Behandlung der Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder und in den §§ 13 und 17 
dieses Gesetzes vorgesehenen Abgaben- 
und Preisvergünstigungen in Anspruch 
genommen werden; 

4. die Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes auf die Überlassung von Zollgut 
oder verbrauchsteuerbarem Freigut an die 
Streitkräfte oder ihre Mitglieder oder an 
andere Personen zu regeln. 

S 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem in 
Paris am 23. Oktober 1954 Unterzeichneten 
Protokoll über die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft. Es gilt nicht im Land Berlin. 


§ 21 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin. 

§ 21a 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 
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